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Frage des Fachgruppenvorstandes Einzelhandel Hamburg 1. Frage: Welche Fehlentwicklungen sehen Sie in der Branche Einzelhandel im Hamburger Stadtgebiet und haben Sie Ideen, wie diesen Fehlentwicklungen entgegengewirkt werden kann?



SPD Wie in auch in anderen Städten gerat der Einzelhandel in Hamburg durch den wachsenden Onlinehandel unter Druck. Erschwerend hinzu kommt die Entwicklung der Mieten für Geschäfte – insbesondere in der Innenstadtlage. Daraus resultierenden Forderungen u.a. aus den einschlägigen Interessenverbänden nach mehr Sonntagsöffnungen. Gegen solche Forderungen und die damit verbundenen negativen Auswirkungen auf die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten im Einzelhandel haben wir uns im Einklang mit den Gewerkschaften und Kirchen jedoch immer gestellt, zuletzt durch einen in die Hamburgische Bürgerschaft eingebrachten Antrag vom 14.06.2017 (Drucksache 21/9448), der dafür sorgen soll, dass der „Hamburger Sonntagsfrieden“ (4 Hamburg weite verkaufsoffene Sonntag im Jahr) auch vor der neuen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts Bestand hat. Darüber hinaus haben wir in Richtung Bund angeregt, Ungleichheiten bei der Erhebung der Umsatzsteuer im Onlinehandel zu beseitigen was für ein wenig mehr „Waffengleichheit“ zwischen ausländischen Onlinehändlern, deutschen Onlinehändlern und auch dem lokalen Einzelhandel führen soll (Drucksache 21/8513 vom 29.03.2017). Grundsätzlich sehen wir mit Sorge, dass immer mehr Einzelhändler auf Tarifverträge verzichten. Wir müssen verhindern, dass der mitunter harte Wettbewerb im Einzelhandel auf dem Rücken der Beschäftigten ausgetragen wird. Deshalb wollen wir das Normalarbeits-verhältnis tatsächlich wieder zum Normalfall machen: unbefristete Arbeit, tariflich bezahlt und mit guten Arbeitsbedingungen.



CDU



Die LINKE



Bündnis 90 / Die Grünen



hat ihr Regierungsprogramm 2017-2021 "Für ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben" geschickt.



Angebotsvielfalt und kundenahe Beratung kombiniert mit guten städtebaulichen Konzepten und lebenswerten Bezirken ist auch in Hamburg die Basis dafür, dass Menschen den stationären Einzelhandel stärker als bisher nutzen. DIE LINKE will über die dafür notwendigen Veränderungen der Bedingungen des Lebens, Wohnen und Arbeiten mit allen Akteuren diskutieren und gemeinsam verbessern.



Zu den drängenden Problemen im Einzelhandel gehört, dass immer mehr Beschäftigte im Einzelhandel nur Niedriglöhne verdienen. Trotz wachsender Beschäftigungszahlen kann vielfach nur in Teilzeit oder in Minijobs gearbeitet werden oder auf Abruf. Für uns GRÜNE steht fest: Minijobs wollen wir in sozialversicherungspflichtige Jobs umwandeln und dafür sorgen, dass die Beiträge durch Steuern und Abgaben und soziale Leistungen so aufeinander abgestimmt werden, dass sich Erwerbsarbeit immer rechnet. Dabei darf die Belastung mit Steuern und Abgaben nicht sprunghaft steigen. So wird es attraktiver, mehr als geringfügig zu arbeiten. Aber auch sogenannte atypische Arbeitszeiten z.B. in den Abendstunden oder an Sonntagen nehmen zu. Viele Beschäftigte im Einzelhandel müssen ihr Familienleben immer mehr den Anforderungen des Jobs unterordnen.



Die ständig steigenden, hohen Ladenmieten fördern die Ansiedlung der immer gleichen Geschäfte. Entsprechend wird der Einkauf langweilig oder konzentriert sich auf große Anbieter und in „Shopping-Mals“. Viele kleine Einzelhändler werden auch deshalb aus den Bezirken verdrängt. Sie können den Preiskampf weder mit dem Onlinehandel noch mit Vollsortimentdiscountern (VSD) oder den Handelsketten gewinnen. Nur ein ausgewogener Mix aus Gewerbe- und Wohnobjekten kann der weiteren Verödung entgegenwirken. Für uns ist ein Mittel u.a. Limits für Gewerbemieten zu setzen. Ziel ist der Bestandsschutz, um alteingesessene kleine/mittlere Unternehmen zu halten. Außerdem will DIE LINKE Gesetzeslücken schließen, die mit dem wachsenden Onlinehandel hinsichtlich Produktsicherheit und Produkthaftung entstanden sind. DIE LINKE setzt sich an vielen Stellen für bessere Bedingungen für den stationären Einzelhandel ein, wozu auch eine den Baubestand nicht belastende Verdichtung in den Innenstädten gehört. Dazu sind etwa die EUFördermittel, wie aus EFRE und ELER, einzusetzen wie auch die Städtebauförderprogramme und Denkmalschutzförderung. DIE LINKE setzt sich für den Erhalt und Ausbau dieser Programme ein und möchte die Förderbedingungen stärker dem Bedarf in den Innenstädten anpassen. Denn deren Modernisierung ist ein wesentlicher Faktor, um sie u.a. attraktiver für den Einzelhandel zu machen.



Wir wollen für einen gerechteren Ausgleich einen verbindlichen Flexibilitätszuschlag für alle, die an Sonnoder Feiertagen arbeiten müssen. Dieser soll im Rahmen der bestehenden Zuschlagsregelungen steuer- und sozialabgabenfrei sein. Die aktuellen Arbeitsstrukturen führen jedoch auch dazu, dass Beschäftigte im Einzelhandel nur geringe Rentenansprüche aufbauen können. Umso wichtiger sind wirksame Tarifverträge, um die Beschäftigungsverhältnisse sicher zu regeln und einen fairen Ausgleich der Interessen zu erreichen. Vor diesem Hintergrund kommt den laufenden Tarifverhandlungen im Hamburger Einzelhandel besondere Bedeutung zu. In Baden-Württemberg konnte ein erster Tarifabschluss erreicht werden, der schon in Niedersachsen und Bremen übernommen wurde. Allerdings verbessert auch eine erfolgreiche Tarifrunde die Probleme nur zum Teil, denn ca.70% der Beschäftigten Einzelhandel arbeiten inzwischen in Firmen, die nicht tarifgebunden sind. Vor allem im Lebensmitteleinzelhandel ist diese Dynamik zu spüren. Damit Tarifverträge nicht flächendeckend unterlaufen werden, brauchen wir soziale Leitplanken. Dazu gehört zentral das Instrument der Erklärung der Allgemeinverbindlichkeit für Tarifverträge, das in der Praxis gestärkt werden sollte und damit Tarifverträge für alle Betriebe von einer Branche gelten. Denn Tarifflucht führt im Handel zu Dumpinglöhnen, die vor allem Frauen treffen.



ver.di Handel Hamburg // Befragung der Parteien zur Bundestagswahl 2017 Die ver.di-Fachgruppe Einzelhandel befragte Parteien und Politiker zu Themen des Einzelhandels. Die Parteien AFD und FDP haben nicht geantwortet.



1



Frage des Fachgruppenvorstandes Einzelhandel Hamburg 2. Frage: Wir fordern im Rahmen einer öffentlichen Kampagne die Allgemeinverbindlichkei t (AVE) von Tarifverträgen für den Einzelhandel. Befürworten Sie eine AVE oder stehen Sie einer solchen Initiative kritisch gegenüber?



3. Frage: Was wollen Sie im Bundestag konkret tun, um der drohenden Altersarmut der Beschäftigten im Einzel, Versand- und Buchhandel entgegenzuwirken?



SPD



CDU



Die LINKE



Bündnis 90 / Die Grünen



Wir wollen die Tarifbindung stärken und befürworten eine AVE im Einzelhandel. Denn wo Tarifverträge gelten und Betriebsräte mitbestimmen, haben Beschäftigte bessere Arbeitsbedingungen und höhere Löhne. Soweit eine AVE des Tarifvertrags angestrebt wird, setzt diese voraus, dass der Tarifvertrag erstreckungsfähig ist. Die Möglichkeit der Allgemeinverbindlichkeitserklärungen von Tarifverträgen werden wir weiter verbessern und die Voraussetzungen präzisieren. Aufgrund der grundgesetzlich garantierten Tarifautonomie kann der Staat zur Steigerung der Tarifbindung lediglich Anreize setzen. Die Sozialpartner sind für den Abschluss von Tarifvereinbarungen zuständig.



hat ihr Regierungsprogramm 2017-2021 "Für ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben" geschickt.



Wir wollen das Tarifvertragssystem stärken. Darum soll die Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen leichter werden. Das Veto eines Spitzenverbandes im Tarifausschuss soll nicht mehr ausreichen, wenn sich der betroffene Branchenverband und die Gewerkschaft dafür aussprechen. Das führt dazu, dass die Tarifbindung steigt und der Wettbewerb nicht mehr zulasten der Beschäftigten ausgetragen werden kann.



Hauptrisiko für Grundsicherungsbedürftigkeit bei Rentnerinnen und Rentnern ist die Erwerbsminderung. Ein zweites Hauptrisiko ist das Fehlen eines gesetzlichen Rentenanspruchs. Hinzu kommen niedrige Rentenanwartschaften, etwa wegen niedriger Löhne im Erwerbsleben. Bei diesen Risiken wollen wir gezielt ansetzen, indem wir mit der Erwerbs-minderungsrente verbessern, bislang nicht obligatorisch Versicherte, wie etwa so genannte Solo-Selbstständige, in die gesetzliche Rentenversicherung einzuziehen und eine Solidarrente einführen, die sicherstellt, dass langjährig Versicherte ein Alterseinkommen oberhalb der Grundsicherung haben.



hat ihr Regierungsprogramm 2017-2021 "Für ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben" geschickt.



DIE LINKE befürwortet die AVE von Tarifverträgen im Einzelhandel. Generell fordern wir, das Verfahren zur Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen zu erleichtern und das Vetorecht der Arbeitgeber im Tarifausschuss abzuschaffen. Ein Tarifvertrag muss auf Antrag einer Tarifvertragspartei für allgemeinverbindlich erklärt werden, wenn z. B. ein Drittel der Beschäftigten der jeweiligen Branche von diesem Tarifvertrag erfasst wird. Ein Tarifvertrag ist ferner im öffentlichen Interesse auf Antrag einer Tarifvertragspartei für allgemeinverbindlich zu erklären, wenn die Absicherung des Tarifvertrages gegen die Folgen wirtschaftlicher oder sozialer Fehlentwicklungen erforderlich ist. Es muss als »öffentliches Interesse« angesehen werden, Tarifverträge in ihrer Reichweite zu stärken und einen Unterbietungswettbewerb zu Lasten von Löhnen und Arbeitsbedingungen zu verhindern. Gute, hohe Löhne und dauerhaft sichere Arbeitsplätze sind die Grundlage, um Altersarmut für Millionen Menschen zu verhindern. DIE LINKE setzt sich u.a. deshalb für einen Mindestlohn von 12 Euro ein. Streitet an der Seite mit den Gewerkschaften und Beschäftigten für hohe Lohnabschlüsse, verbindliche Tarifverträge und bietet konkrete steuerpolitische Alternativen für die Mehrheit, mit denen die Umverteilung von unten nach oben gestoppt wird und eine solide finanzierte, gute soziale Sicherung für alle Bürgerinnen und Bürger aufgebaut werden kann.



Obwohl geringe Renten nicht automatisch gleichzusetzen sind mit Altersarmut, da es auf den Haushaltskontext ankommt, erwarten die Menschen zu Recht nach einem langen Arbeitsleben eine Rente von der sie gut leben können. Neben einer möglichen privaten und betrieblichen Altersversorgung ist die gesetzliche Rente die zentrale Säule der Alterssicherung in Deutschland. Da die gesetzliche Rente grundsätzlich ein Spiegelbild des Erwerbslebens darstellt, müssen entsprechende Maßnahmen für eine gute Rente zunächst auch hier ansetzen: Die individuelle Erwerbsbeteiligung im Lebensverlauf muss durch Qualifizierung, kinderfreundliche Infrastruktur und familienfreundliche Lebensarbeits-zeitmodelle erhöht werden: Um die Erwerbsbeteiligung insbesondere von Frauen weiter zu steigern, werden wir die Vereinbarkeit von Familie und Beruf noch weiter verbessern, unter anderem durch einen flächendeckenden Ausbau der Ganztags- und Randzeitenbetreuung (auch im Grundschulbereich), familienfreundliche Arbeitszeitmodelle im Rahmen einer Wahlarbeitszeit und den Anspruch auf eine befristete Teilzeit.



Wie alle anderen profitieren auch die Beschäftigten im Einzel- Versand- und Buchhandel konkret von unseren Vorschlägen zur Stärkung der Gesetzlichen Rentenversicherung. DIE LINKE will das Rentenniveau wieder auf 53 Prozent heben, wie es vor den fatalen Reformen 2000/2001 galt. Nur so kann die gesetzliche Rente den Lebensstandard im Alter für die Mehrheit sichern. Außerdem sollen Ausbildungs- und Pflegezeiten besser berücksichtigt und für jedes Kind drei Jahre Kindererziehungszeiten angerechnet werden. Für Zeiten mit niedrigen Einkommen wird die Rente nach Mindestentgeltpunkten wieder eingeführt und erweitert: wer längere Zeit weniger als 80 Prozent des durchschnittlichen Lohns bezogen hat, dessen Rente wird aufgewertet. Und wer trotz alledem nur geringe Einkünfte hat, hat Anspruch auf die Solidarische Mindestrente von 1050 Euro netto, allerdings einkommens- und vermögensgeprüft.



Wir wollen das Rentenniveau auf heutigem Niveau stabilisieren. Denn das heutige, gegenüber dem Jahr 1998 bereits erheblich abgesenkte Rentenniveau sollte nicht weiter fallen. Um eine Niveaustabilisierung zu erreichen, schlagen wir mehrere Maßnahmen vor. Die Steuerfinanzierung so genannter versicherungsfremder Leistungen wie der sog. Mütterrente sehen wir als ein wichtiges Finanzierungsinstrument an. Darüber hinaus wollen wir die Einnahmebasis der gesetzlichen Rentenversicherung erhöhen, indem wir die Erwerbsbeteiligung insbesondere von Frauen erhöhen sowie weitere Erwerbstätigengruppen wie Langzeitarbeitslose oder nicht anderweitig abgesicherte Selbständige einbeziehen. Die Höhe der Beitragssätze ist für uns nicht sakrosankt, sollte unseres Erachtens aber nur dann ein Thema werden, wenn die anderen Mittel zur Erreichung des Niveauziels ausgeschöpft sind. Denn klar ist auch, dass Rentenniveau und Beitragssatz in einem angemessenen Verhältnis stehen müssen, sodass auch die junge Generation weiter in die gesetzliche Rente vertrauen kann. Wenn uns – im Verbund mit anderen Parteien – die Stabilisierung des Rentenniveaus gelungen sein wird, erwarten wir eine breite gesellschaftliche Debatte darüber, ob das Rentenniveau weiter ansteigen soll oder nicht. Wir wollen die Rentenversicherung zu einer Bürgerversicherung ausbauen. In einem ersten Schritt wollen wir eine "Garantierente" einführen für alle Menschen, die den größten Teil ihres Lebens rentenversichert waren, gearbeitet, Kinder erzogen oder andere Menschen gepflegt haben. Die Garantierente soll steuerfinanziert sein und so hoch liegen, dass in der Regel



ver.di Handel Hamburg // Befragung der Parteien zur Bundestagswahl 2017 Die ver.di-Fachgruppe Einzelhandel befragte Parteien und Politiker zu Themen des Einzelhandels. Die Parteien AFD und FDP haben nicht geantwortet.
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Frage des Fachgruppenvorstandes Einzelhandel Hamburg



SPD



CDU



Mit einer weiteren Stärkung der Tarifbindung, einem Pakt für anständige Löhne (insbesondere im Dienstleistungsbereich) und einer Bildungs- und Qualifizierungsoffensive werden wir die Weichen für eine gute Lohnentwicklung in der Zukunft stellen. Die Einbeziehung der bisher nicht versicherten Selbstständigen ist der erste Schritt auf dem Weg zu unserem Ziel, die gesetzliche Rentenversicherung zu einer Erwerbstätigen-versicherung auszubauen. Tätigkeiten in der Gleitzone (Midijob) führen derzeit zu reduzierten Rentenanwartschaften. Wir wollen diese Gleitzone ausweiten (bis 1300 Euro Monatsbrutto), dabei gleichzeitig aber in der Zukunft sicherstellen, dass die reduzierten Rentenversicherungsbeiträge durch Steuern ergänzt werden und sich die Gleitzone nicht schädlich auf die Rentenanwartschaften auswirken.



Die LINKE



Bündnis 90 / Die Grünen keine Grundsicherung mehr benötigt wird (derzeit rund 930 € pro Monat). Es soll keine Bedürftigkeitsprüfung geben, betriebliche und private Altersvorsorge sollen nicht angerechnet werden. Wir wollen in erster Linie die gesetzliche Rentenversicherung stärken. Neben der gesetzlichen Rente wollen wir auch die private und betriebliche Altersvorsorge stärken. Die Förderung der privaten Vorsorge wollen wir auf GeringverdienerInnen konzentrieren. Wir wollen zudem einen Bürgerfonds in öffentlicher Verwaltung einführen und diesen sowohl für die betriebliche wie auch die private Vorsorge öffnen. Bei hinreichender Größe kann die laufende Verwaltungsgebühr sehr gering sein. Die Sparleistung der Menschen kann so fast vollständig in die Vorsorge gehen.



Weiterhin setzen wir uns dafür ein, dass ein vorgezogenes Ausscheiden aus dem Erwerbsleben aus gesundheitlichen Gründen künftig möglichst vermieden werden kann. Zur Stärkung von Prävention und Rehabilitation haben wir bereits wichtige Maßnahmen ergriffen. Diesen Weg wollen wir weitergehen. Wer 35 Jahre oder länger Beiträge gezahlt hat und/oder Zeiten für Kindererziehung und Pflege angerechnet bekommt, soll einen Anspruch auf eine gesetzliche Solidarrente haben, sofern keine ausreichende Anzahl an Entgeltpunkten und kein umfangreiches sonstiges Einkommen im Haushalt vorhanden ist. Mit der Solidarrente wollen wir ein Alterseinkommen für langjährig Beschäftigte gewährleisten, das zehn Prozent über dem durchschnittlichen Grundsicherungsanspruch am Wohnort liegt. Regional unterschiedliche Wohnkosten werden so berücksichtigt. Das Ziel ist ein möglichst einfaches Verfahren zur Beantragung und Bewilligung ohne Vermögensprüfung, bei der Einkommensberücksichtigung gibt es angemessene Freibeträge, insbesondere für Partnereinkommen. Wir sorgen für eine verlässliche gesetzliche Rente und setzen eine gesetzlich festgelegte doppelte Haltelinie bei Beitragssatz und Rentenniveau. In einem ersten Schritt wird das weitere Absinken des Niveaus der gesetzlichen Rente (Sicherungsniveau vor Steuern) umgehend gestoppt und bis 2030 mindestens auf dem heutigen Niveau von 48 Prozent stabilisiert. Dazu bringen wir direkt nach der Bundestagswahl ein Gesetz auf den Weg und ermöglichen den Menschen damit im Alter ein Leben in Würde. Alle diese Maßnahmen tragen dazu bei, dass sich die Menschen nach einem langen Arbeitsleben auf die gesetzliche Rente verlassen können.



ver.di Handel Hamburg // Befragung der Parteien zur Bundestagswahl 2017 Die ver.di-Fachgruppe Einzelhandel befragte Parteien und Politiker zu Themen des Einzelhandels. Die Parteien AFD und FDP haben nicht geantwortet.
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Frage des Fachgruppenvorstandes Einzelhandel Hamburg 4. Frage: Haben Sie Ideen, wie die Ausbildungsgänge im Einzelhandel verbessert werden können um die Branche für junge Menschen attraktiver zu machen?



SPD



CDU



Die LINKE



Bündnis 90 / Die Grünen



Deutschland kann mehr, dass gilt gerade auch für die berufliche Bildung. Die duale Ausbildung ist ein Erfolgsmodel und Standortvorteil für Deutschland, die Chancen sind aber noch immer sehr ungleich verteilt. Deshalb wollen wir einen neuen Aufbruch in der beruflichen Bildung – im Einzelhandel und darüber hinaus. Gerade im Einzelhandel werden die Passungsprobleme zwischen Angebot und Nachfrage an Ausbildungsplätzen in bestimmten Regionen besonders deutlich. Diesem entgegenzuwirken bedeutet für uns, zusätzliche Ausbildungsplätze zu schaffen, die Attraktivität der beruflichen Bildung zu steigern und die duale Ausbildung insgesamt zu modernisieren.



hat ihr Regierungsprogramm 2017-2021 "Für ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben" geschickt.



Eine gute Ausbildung mit guter Vergütung ist Grundbedingung für eine hohe Attraktivität von Ausbildungsberufen. Imagekampagnen und Werbung können das Bild der dualen Ausbildung und der Berufe zwar kurzfristig verbessern und sind wichtig. Mittel- und langfristig sind aber die Bedingungen der Ausbildung so zu gestalten, dass ein möglichst großer Personenkreis angesprochen und integriert werden kann. Dazu zählen auch Menschen mit schlechteren Schulabschlüssen oder ohne abgeschlossene Berufsausbildung.



Wie für alle Ausbildungsberufe müssen die Ausbildungsqualität und die Perspektiven nach der Ausbildung für die Jugendlichen und jungen Erwachsenen stimmen. Wir setzen uns für die Abschaffung von Schulgeld und für ausreichende Ausbildungsvergütungen ein. Die Ausbildung junger Menschen ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, an der insbesondere die Wirtschaft ein übergeordnetes Interesse haben muss. Um die Ausbildungsbeteiligung dauerhaft zu erhöhen und damit Betrieben wie Jugendlichen gute Perspektiven zu sichern, befürworten wir branchen- und regionsspezifische Umlagen zur solidarischen Finanzierung der Berufsausbildung. Wir wollen allen Auszubildenden ein eigenständiges Leben ermöglichen. Deshalb fordern wir eine Stärkung der Tarifautonomie und ergänzend zu den einzelnen Tarifverträgen eine Mindestausbildungsvergütung. Gleichzeitig setzen wir uns dafür ein, dass die Berufsausbildungsbeihilfe einfacher in Anspruch genommen werden kann und sich die Höhe realistisch an den Lebenshaltungskosten orientiert. Um Mobilität während der Ausbildung zu garantieren, setzen wir uns für ein kostengünstiges Auszubildendenticket ein. Dadurch entstehen endlich bessere Bedingungen für den Fachkräftenachwuchs. Mit einem Studium kann Ausbildung nur mithalten, wenn es gute Chancen auf spätere Fort- und Weiterbildungen gibt. Hier sind die Arbeitgeber gefragt, aber auch die Politik. Denn gute Bildung kostet Zeit und Geld. Beides ist für viele Menschen Mangelware. Die grüne BildungsZeit Plus gibt mit einem Mix aus Zuschuss und Darlehen mehr Bildungschancen. Gerade Menschen, die sich heute noch viel zu selten weiterbilden, bekommen so die Zeit und das Geld dafür.



Unser Ziel bleibt die Garantie auf einen Ausbildungsplatz und damit der Anspruch für alle in Deutschland lebenden jungen Menschen auf eine qualitativ hochwertige und vollqualifizierende Ausbildung. Gemeinsam mit der Wirtschaft wollen wir das Angebot an betrieblichen Ausbildungsplätzen weiter erhöhen und vor allem auch die Unterstützungsangebote für Betriebe, Eltern und Auszubildende ausbauen. So wollen wir insbesondere das effiziente Instrument der Assistierten Ausbildung (AsA) ausbauen, entfristen und inhaltlich flexibilisieren. Gleichzeitig müssen die ausbildungsbegleitenden und unterstützenden Hilfen gestärkt und ihre Finanzierung gesichert werden. Darüber hinaus setzt sich die SPD für eine angemessene Mindestausbildungsvergütung ein. Tarifvertragliche Lösungen sollen dabei Vorrang haben, insbesondere Allgemeinverbindlichkeitserklärungen, wodurch tariflich geregelte Ausbildungsvergütungen für alle gelten. Ebenfalls sollen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber künftig eine Ankündigungsfrist einhalten, wenn sie Auszubildende nach ihrem Abschluss nicht übernehmen wollen. Und wir wollen das Berufsbildungsgesetz novellieren und dabei einen Schwerpunkt auf die Verbesserung der Ausbildungsqualität und die Digitalisierung legen. Die Freistellung für Berufsschultage muss für Auszubildende unabhängig vom Alter gelten. Eine Schlüsselrolle haben hier die betrieblichen Ausbilderinnen und Ausbilder. Eine regelmäßige Weiterbildung muss Standard sein.



DIE LINKE streitet auf allen Ebenen für das Recht auf Ausbildung sowie ein auswahlfähiges Angebot an Ausbildungsplätzen, nach dem die „freie Wahl der Ausbildungsstätte“ gewährleistet wird. Mit einer Umlagefinanzierung wollen wir erreichen, dass Ausbildungsplätze bestehen bleiben und diese eine gute Qualität aufweisen sowie zusätzliche Ausbildungsplätze geschaffen werden. Kleinere Betriebe sollen darüber hinaus unterstützt werden, wenn MitarbeiterInnen die Ausbildereignungsprüfung ablegen und zusätzliche Ausbildungsplätze geschaffen werden. Wir wollen aber auch früher ansetzen und dazu etwa die Förderpolitik und -praxis am Übergang in die Berufsausbildung neu ausrichten an einer individuellen, bedarfsgerechten Unterstützung. Wir wollen zudem die öffentliche Berufsorientierung, -beratung und -vermittlung reformieren und schlagen dazu den Aufbau dezentraler Zentren für Ausbildungsberatung vor. Hier sollen die Kompetenzen der Bundesagentur für Arbeit, des Jobcenters, der Jugendhilfe und der Sozialpartner örtlich gebündelt werden und eine passgenaue Berufsberatung und –vermittlung nach einheitlichen Standards durch umfassend ausgebildete BeraterInnen aufgebaut werden. Solch eine Beratung könnte flächendeckend und zielgenau für SchülerInnen der Sekundarstufe I Angebote zur Berufsorientierung in allen Schulen - ab dem achten Schuljahr – anbieten und Interessierte sehr früh begleiten. Hierfür müssten Kooperationen zwischen den Zentren und der Schule aufgebaut, verstetigt und ausreichend finanziert werden.



Wir wollen die Berufsschulen als zentrale Lernorte neben dem Betrieb fit für die Ausbildung 4.0 machen. Mit einem Berufsschulpakt wollen wir ihre Ausstattung modernisieren und dafür sorgen, dass genügend gute Lehrkräfte zur Verfügung stehen. Ein solcher Pakt muss von Bund und Ländern gemeinsam getragen werden. Die Unternehmen und Ausbildungsbetriebe werden wir einbeziehen.



ver.di Handel Hamburg // Befragung der Parteien zur Bundestagswahl 2017 Die ver.di-Fachgruppe Einzelhandel befragte Parteien und Politiker zu Themen des Einzelhandels. Die Parteien AFD und FDP haben nicht geantwortet.
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Frage des Fachgruppenvorstandes Einzelhandel Hamburg



SPD



CDU



Die LINKE



Bündnis 90 / Die Grünen



hat ihr Regierungsprogramm 2017-2021 "Für ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben" geschickt.



Alle Geschlechter müssen die gleichen Chancen haben, einer Erwerbsarbeit nachzugehen. Notwendig ist hierzu die Umverteilung von Arbeit hin zur kurzen Vollzeit für alle. DIE LINKE unterstützt daher auch die Gewerkschaften bei ihren Bemühungen für Arbeitszeitverkürzung und mehr Zeitautonomie. Arbeit muss zum Leben passen und nicht das Leben um die Arbeit kreisen. Wir wollen ein Rückkehrrecht in Vollzeit, damit Teilzeitbeschäftigung vorübergehend möglich ist. Wir wollen Arbeitszeitmodelle, die Müttern und Vätern ermöglichen, ihren Beruf mit Familie und Privatleben unter einen Hut zu bringen. Betriebsräte benötigen dazu mehr erzwingbare Mitbestimmungsrechte. Betriebe brauchen ausreichend Personal, um z.B. den Ausfall durch Kind-Kranktage auszugleichen. Auch über die Personalausstattung sollen Betriebsräte mitbestimmen können. Darüber hinaus sollen



Die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben ist eine der größten Herausforderungen für Familien, nach wie vor allem für Frauen. Wir wollen dafür sorgen, dass Eltern nicht die Puste ausgeht. Viele Unternehmen haben die Herausforderung erkannt und angefangen, Arbeitszeit neu zu denken und innovative Konzepte für ihre Belegschaften zu entwickeln. Solche Wege wollen wir unterstützen: mit einer flexiblen Vollzeit, die es Beschäftigten ermöglicht, freier zu entscheiden, wie innerhalb eines Korridors von 30 bis 40 Stunden ihre persönliche Vollzeit aussieht; mit einem Rückkehrrecht auf die ursprüngliche Stundenzahl nach einer Phase der Teilzeit; mit einem Recht auf Home Office als Ergänzung zum festen Arbeitsplatz sowie mit einer PflegeZeit, die hilft, die Sorge für einen nahestehenden Menschen mit dem Beruf besser zu vereinbaren. Vor allem aber mit einer gezielten Förderung



Nicht zuletzt will die SPD das regionale Passungsproblem durch den Ausbau der Jugendberufsagenturen angehen: So wollen wir die Zusammenarbeit von Arbeitsagentur, Jobcenter sowie Jugendamt und Schulverwaltung durch die Jugendberufsagenturen weiter ausbauen und flächendeckend allen Jugendlichen anbieten, deren Ziel ein Ausbildungsplatz ist. Für die SPD ist klar: berufliche und akademische Bildung sind gleichwertig. Beide Wege wollen wir stärken, da gerade das Ineinandergreifen beruflicher und akademischer Bildung unsere Innovationskraft ausmacht. Auszubildende und Studierende verdienen gleichen Respekt und gleiche Anerkennung. In beiden Bereichen brauchen wir mehr Absolventinnen und Absolventen. Duale Studiengänge sind eine gelungene Form, berufliche und akademische Bildung miteinander zu verbinden. Deshalb wollen wir sie bundesweit vergleichbarer machen und gemeinsam mit den Ländern und den Hochschulen Qualitätskriterien definieren. Einen Durchbruch wollen wir bei der sozialen Öffnung der Hochschulen erreichen: Wir werden die Anzahl der Stipendien für Berufsbildungs-absolventinnen und absolventen verdoppeln. Zusätzlich wollen wir mehr Weiterbildungs-stipendien ermöglichen und duale Studiengänge entschieden ausbauen.



5. Frage: Was wollen Sie tun, um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf der Beschäftigten im Einzel, Versand- und Buchhandel zu gewährleisten?



Gleichzeitig ist es das zentrale Ziel der SPD, die Gebühren für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer für Techniker-, Meisterund Fachwirtkurse abzuschaffen. Denn wir wollen, dass die gebührenfreie Bildung auch in der Berufsbildung umgesetzt wird. Zudem setzten wir uns dafür ein, dass wer einen Meisterbrief hat, künftig auch zum Masterstudium zugelassen wird. Denn der bestehende Bachelor-Zugang ist weder fachlich noch hinsichtlich der Lebensphase eine attraktive Option. Beschäftigte im Einzel-, Versand- und Buchhandel können ihre Arbeitszeiten oft nur schwer mit einer Familie vereinbaren. Die Öffnungszeiten öffentlicher Kinderbetreuungsangebote decken häufig die Öffnungszeiten der Verkaufsstätten nicht ab. Für solche Fälle wurde in dieser Legislaturperiode das neue Bundesprogramm KitaPlus vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend aufgelegt. Darüber können Kitas und Kindertagespflegestellen ihre Öffnungszeiten flexibler gestalten und Familien bei der Vereinbarkeit von Beruf und Familie unterstützen: mit Öffnungszeiten vor 8.00 Uhr beziehungsweise nach 16.00 Uhr sowie Betreuungsmöglichkeiten an Wochenenden, an Feiertagen bis hin zu einem Betreuungsangebot, das auch die Nacht abdeckt. Insbesondere Berufsgruppen, deren Arbeitszeiten
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Frage des Fachgruppenvorstandes Einzelhandel Hamburg



SPD außerhalb der üblichen Kita-Öffnungszeiten liegen, soll mit dem KitaPlus-Programm unter die Arme gegriffen werden. Beim Ausbau der Kindertagesbetreuung sind wir auf einem guten Weg, aber noch lange nicht am Ziel. Wir wollen mehr Kitas und wir wollen bessere Kitas. Wir brauchen mehr Betreuungsangebote am Nachmittag und außerhalb der üblichen Öffnungszeiten. Deshalb fordern wir einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung von Kita- und Grundschulkindern mit finanzieller Beteiligung des Bundes. Darüber hinaus wollen wir mit einem bundesweiten KitaQualitätsgesetz die Qualität der frühkindlichen Bildung verbessern und Zugangshürden abbauen, indem wir die KitaGebühren schrittweise abschaffen.



CDU



Die LINKE Eltern einen besonderen Kündigungsschutz bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres des Kindes erhalten. Der Wiedereinstieg in den Beruf nach einer schwangerschafts- und erziehungsbedingten Pause muss durch kostenfreie Weiterbildungsangebote erleichtert werden. Zudem wollen wir ein ausreichendes, bedarfsgerechtes und qualitativ hochwertiges beitragsfreies Ganztags- Betreuungsangebot für Kinder in Kitas und Schulen schaffen.



Für uns ist klar: Bildung muss gebührenfrei sein. Damit entlasten wir alle Familien, die jetzt noch für die Betreuung zahlen müssen Wir wollen, dass Familie und Beruf als doppeltes Glück empfunden wird. Viele Eltern wünschen sich, ihre Arbeit und die Kindererziehung partnerschaftlich aufteilen zu können. Noch kehren viele junge Väter nach kurzer Elternzeit voll in ihre Jobs zurück, obwohl die meisten gern weniger arbeiten würden als vorher. Mütter wechseln nach der Elternzeit hingegen mehrheitlich in einen Teilzeitjob, obwohl sie gern etwas mehr arbeiten würden. Als ersten Schritt wurde das ElterngeldPlus eingeführt, um Eltern mit kleinen Kindern Elternzeit und Teilzeitarbeit gleichermaßen zu ermöglichen. Als nächstes werden wir eine Familienarbeitszeit einführen: Danach sollen Eltern ein Familiengeld in Höhe von 300 Euro erhalten, wenn beide vollzeitnah (26 bis 36 Stunden) arbeiten und sich partnerschaftlich um das Kind kümmern wollen. Es wird bis zu 24 Monate gezahlt. Gerade Familien mit kleinen Einkommen sollen sich so eine gerechte Aufteilung von Familie und Beruf leisten können. Das Familiengeld soll künftig auch für pflegende Angehörige gezahlt werden. Auch Selbstständige sollen es erhalten.



Bündnis 90 / Die Grünen von Familien durch unser Konzept KinderZeit Plus. Mit der KinderZeit Plus entwickeln wir das Elterngeld weiter und machten es rechtlich möglich, auch nach dem ersten Geburtstag des Kindes phasenweise die Arbeitszeit zu reduzieren. Familien bekommen damit mehr Beweglichkeit. Denn es sind nicht nur die Kleinsten, die ihre Eltern brauchen. Die KinderZeit Plus kann genommen werden, bis die Kinder 14 Jahre alt sind. So bekommen auch Eltern mit geringem Einkommen mehr Spielraum, um sich Zeit für ihre schon etwas größeren Kinder zu nehmen. In der KinderZeit Plus erhält jeder Elternteil acht Monate finanzielle Unterstützung – weitere acht Monate können frei zwischen den Eltern aufgeteilt werden. Damit verlängern und flexibilisieren wir das heutige Elterngeld deutlich.



Beschäftigte sollen mehr Wahlmöglichkeiten bei ihrer Arbeitszeit und für ihren Arbeitsort erhalten, sofern betriebliche Belange dem nicht entgegenstehen. Wir wollen daher, in enger Abstimmung mit Gewerkschaften und Unternehmen, ein Wahlarbeitszeitgesetz auf den Weg bringen, in dem Rechtsansprüche der Beschäftigten, finanzielle Unterstützung in bestimmten Lebensphasen und Anreize für die Aushandlung betrieblicher Wahlarbeitskonzepte miteinander verzahnt sind.
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Frage des Fachgruppenvorstandes Einzelhandel Hamburg 6. Frage: Welche Möglichkeiten sehen Sie, die Rahmenbedingungen der Beschäftigten im Einzel-, Versand- und Buchhandel zu verbessern z. B. zu Arbeitszeiten, sachgrundlosen Befristungen, Leiharbeit und Werksverträgen?



SPD



CDU



Die LINKE



Bündnis 90 / Die Grünen



Mehr selbstbestimmte Arbeitszeitgestaltung ist ein zentrales Ziel, um mehr Vereinbarkeit von Arbeit und Leben zu ermöglichen. Beschäftigte sollen mehr Wahlmöglichkeiten bei ihrer Arbeitszeit und für ihren Arbeitsort erhalten, sofern betriebliche Belange dem nicht entgegenstehen. Ein wichtiger Baustein ist hierbei das Recht, nach einer Phase der freiwilligen Teilzeitarbeit auf die frühere Arbeitszeit zurückzukehren. Vor allem Frauen sind von der sogenannten Teilzeitfalle betroffen. Deshalb muss in das Teilzeit- und Befristungsgesetz die Regelungen zum Recht auf befristete Teilzeit aufgenommen werden. Dies haben CDU/CSU in bislang blockiert.



hat ihr Regierungsprogramm 2017-2021 "Für ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben" geschickt.



DIE LINKE setzt sich klar für mehr sichere Arbeitsverhältnisse ein. Die Flexibilitätswünsche der Arbeitgeber sind mit den Anforderungen an eine „Gute Arbeit“ nicht vereinbar. Wir wollen unbefristete Arbeitsverhältnisse wieder zur Regel machen, indem etwa die sachgrundlose Befristung abgeschafft, die Befristungsgründe reduziert und Kettenbefristungen verhindert werden. Leiharbeit und Werkverträge sind ebenfalls strikt zu begrenzen, langfristig wollen wir Leiharbeit verbieten. Das Arbeitszeitrecht muss weiterentwickelt werden, indem die wöchentliche Höchstarbeitszeit auf 40 Stunden reduziert, ein Rückkehrrecht auf Vollzeit realisiert und mehr Zeitsouveränität für die Beschäftigten ermöglicht wird. Zudem wollen wir den Kündigungsschutz erweitern. Auch die Mitbestimmung von Beschäftigten in Betrieben und Unternehmen wollen wir ausbauen, sodass Betriebsräte beispielsweise auch über die Personalausstattung und über wirtschaftliche Fragen mitbestimmen können.



Wir fordern eine größere Zeitsouveränität für alle Beschäftigten. Sie sollen mehr Mitsprache über den Umfang und die Lage ihrer Arbeitszeit bekommen. Mit unserem Konzept einer flexiblen Vollzeit können Beschäftigte ihren Arbeitszeitumfang zwischen 30 und 40 Wochenstunden bedarfsgerecht anpassen, falls keine dringenden betrieblichen Gründe dagegensprechen. Auch braucht es ein Rückkehrrecht auf den alten Stundenumfang bzw. eine befristete Teilzeit. Wenn Arbeit gut ins Leben passt, dann erhöht das die Motivation und hilft gegen den Fachkräftemangel. Unser Ziel ist, prekäre und schlecht entlohnte Beschäftigung einzudämmen. Wir wollen die Möglichkeit zur Befristungen ohne Sachgrund abschaffen. So gewinnen die Beschäftigten die nötige Sicherheit für ihre Lebensplanung und die Unternehmen behalten gleichzeitig die Möglichkeit, bei tatsächlich vorliegenden Sachgründen Arbeitsverträge zu befristen. Leiharbeit soll endlich fair bezahlt werden. Wir fordern die Gleichbezahlung (Equal Pay) und Gleichbehandlung von Leiharbeitskräften und Stammbelegschaften ab dem ersten Tag. Die besondere Unsicherheit der in der Leiharbeit Beschäftigten soll zudem mit einer zusätzlichen Flexibilitätsprämie vergütet werden. Damit eignet sich Leiharbeit nicht mehr zum Lohndumping und wird wirklich nur für vorübergehende Auftragsspitzen eingesetzt. Werkverträge dürfen nicht mehr zur Personalkosteneinsparung und der Umgehung von Arbeitnehmerrechten genutzt werden. Deshalb wollen wir die Abgrenzungskriterien zu anderen Beschäftigungsformen schärfen und transparenter machen.



Für die SPD ist es zudem wichtig, dass die Beschäftigten durch das Arbeitszeitgesetz vor Überforderung und Dauerbelastungen an ihrem Arbeitsplatz geschützt sind. Eine weitere Ausdehnung der Höchstarbeitszeit oder eine Verkürzung der Ruhephasen für Beschäftige, würde den Beschäftigen genau diesen Schutz nehmen und zu erheblichen Belastungen bis hin zu gesundheitlichen Beeinträchtigungen führen. Die sachgrundlose Befristung werden wir abschaffen. Wir wollen existenzsichernde Arbeit anstelle prekärer Beschäftigung ermöglichen. Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter und Werkvertragsnehmerinnen und -nehmer brauchen besseren Schutz. Mit der Einführung einer Höchstüberlassungsdauer und dem Grundsatz „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ haben wir bereits viel erreicht. Diesen Weg werden wir weitergehen. Unser Ziel ist, dass Leiharbeit vom ersten Tag an genauso vergütet wird, wie in der Stammbelegschaft. Davon darf nur durch repräsentative Tarifverträge abgewichen werden. Die Koppelung eines Leiharbeitsverhältnisses an einen Arbeitseinsatz (Synchronisation) soll unzulässig sein. Wir werden die Mitbestimmung der Betriebsräte beim Einsatz von Leiharbeit und Werkverträgen deutlich ausbauen. Den Missbrauch von Werkverträgen werden wir bekämpfen. Die arbeitnehmerfeindliche und immer weiter ausufernde Verbreitung von "Arbeiten auf Abruf" werden wir eindämmen. Auch geringfügige Beschäftigung wollen wir abbauen, den Missbrauch bekämpfen und Beschäftigten den Weg aus Minijobs in sozialversicherungs-pflichtige Arbeit öffnen.
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Frage des Fachgruppenvorstandes Einzelhandel Hamburg 7. Frage: Was wollen Sie tun, um Union Busting zu unterbinden?



SPD Noch immer gibt es zu viele Betriebe ohne betriebliche Mitbestimmung. Die systematische Behinderung von Betriebsratswahlen und der Arbeit von Betriebsräten ist illegal und demokratiefeindlich und muss als Offizialdelikt konsequent verfolgt werden. Durch die Bildung von entsprechenden Schwerpunktstaatsanwaltschaften wird die Wirksamkeit der Strafverfolgung erhöht – auch für sonstige Verstöße gegen das Arbeitsrecht. Wir wollen die Reichweite der betrieblichen Mitbestimmung durch eine weitere Vereinfachung des Wahlverfahrens erhöhen.



CDU



Die LINKE



Bündnis 90 / Die Grünen



hat ihr Regierungsprogramm 2017-2021 "Für ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben" geschickt.



Es gibt eine zunehmende Zahl von Fällen, auch im Einzelhandel, in denen Arbeitgeber versuchen, Betriebsratswahlen zu verhindern und Initiatoren einzuschüchtern. Mobbing und Bossing stehen dort auf der Tagesordnung. Anwaltskanzleien spezialisieren sich auf Union-Busting. Sie beraten Arbeitgeber, wie sie unerwünschte Kolleginnen oder Kollegen aus dem Betrieb drängen, oder wie sie so mürbe gemacht werden, dass sie das Handtuch werfen. Nicht selten verstoßen Arbeitgeber dabei auch gegen geltendes Recht. Die Betroffenen brauchen aus Sicht der LINKEN praktische Solidarität und Unterstützung, um solche Angriffe durchzustehen. Aber auch der Gesetzgeber ist gefordert. Er muss den Kündigungsschutz verbessern und darf Verstöße gegen das Betriebsverfassungsgesetz nicht länger als Kavaliersdelikt behandeln, das nur selten geahndet wird. Und wenn es doch einmal der Fall ist, sind die Strafen so gering, dass die Betriebe sie aus der Portokasse zahlen können. DIE LINKE will den Kündigungsschutz für Initiatoren, Wahlvorbereiter und Wahlvorstände verbessern. Zudem müssen Schwerpunktstaatsanwaltschaften in den Ländern eingerichtet werden, um Verstöße gegen das Betriebsverfassungsgesetz zu ahnden. Buß-, Ordnungsund Zwangsgelder sind deutlich zu erhöhen.



Wir wollen Betriebsratswahlen vereinfachen und die Initiatoren und den Wahlvorstand besser schützen. Außerdem sollen Betriebsräte, die eine befristete Stelle haben, den gleichen Schutz wie Auszubildende erhalten und somit in der Regel automatisch übernommen werden. Das sichert den Bestand und die Kontinuität der Betriebsratsarbeit. Grundsätzlich ist Union Busting strafbar. Wenn strukturelle Defizite bei der Verfolgung von Straftaten nach dem § 119 BetrVG bestehen, müssen diese behoben werden – beispielsweise durch die Einrichtung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften.
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